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Sehr geehrte Damen und Herren, 

eines der nächsten großen Steueränderungsgesetze ist das Gesetz 
zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens. Dazu hat der Bun-
desrat nun eine Liste mit Änderungswünschen vorgelegt. Unterdes-
sen hat der Bundesfinanzhof mit insgesamt fünf Urteilen Fragen 
zur Umsatzsteuerorganschaft geklärt, und der Fiskus besteht nun 
doch nicht mehr auf einer früheren Gewinnrealisierung für alle 
Abschlagszahlungen. Wie immer finden Sie alle Themen der aktu-
ellen Ausgabe in der folgenden Inhaltsübersicht: 
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Änderungswünsche zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens 
Zum Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
liegt jetzt eine Stellungnahme des Bundesrats mit verschiede-
nen Änderungswünschen vor. 

Neben der Erbschaftsteuerreform arbeiten Bund und Länder mo-
mentan noch an einem zweiten wesentlichen Steueränderungsge-
setz, dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens. 
Mit dem Gesetz soll in erster Linie mehr Automatisierung in die 
Finanzämter Einzug halten. Das Mehr an Technik soll durch ein 
Weniger an Papier begleitet werden, was wiederum die Steuerzah-
ler in manchen Punkten ebenfalls entlastet. Über den Bundesrat 
haben nun die Länder ihre Meinung zum Gesetzentwurf geäußert 
und insgesamt 13 Änderungswünsche vorgetragen.  

· Verspätungszuschlag: Wenn keine Fristverlängerung beantragt 
wurde und die Steuererklärung nicht 14 Monate nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraums oder Besteuerungszeitpunkts beim Fi-
nanzamt eingegangen ist, muss das Finanzamt in Zukunft zwin-
gend einen Verspätungszuschlag festsetzen. Für jeden angefan-
genen Monat der Verspätung sind dann 0,25 % der festgesetzten 
Steuer, mindestens aber 
50 Euro fällig. Durch eine 
Korrektur des Gesetzestex-
tes möchte der Bundesrat 
verhindern, dass der Zu-
schlag in Schaltjahren 
schon ab dem 29. Februar 
statt erst ab dem 1. März 
anfällt. Außerdem ist den 
Ländern aufgefallen, dass 
die aktuelle Formulierung auch eine jährlich abzugebende 
Lohnsteueranmeldung erfassen würde. Diese sollte aber wie 
monatliche und vierteljährliche Anmeldungen von der Regelung 
ausgenommen sein. Schließlich schlägt der Bundesrat noch vor, 
bei der Festsetzung eines Verspätungszuschlags zu einer Fest-
stellungserklärung die Feststellungsbeteiligten gesamtschuldne-
risch als Schuldner des Verspätungszuschlags zu bestimmen, 
damit der Feststellungsbescheid und der Bescheid über den Ver-
spätungszuschlag miteinander verbunden werden können. 

· Aufbewahrungspflicht: Künftig müssen Belege (Spendenquit-
tungen, Handwerkerrechnungen etc.) nur noch auf Verlangen 
des Finanzamts eingereicht werden. Deswegen fordert der Bun-
desrat eine Verlängerung der vorgesehenen Aufbewahrungsfrist 
von einem auf zwei Jahre. Das hat bereits den Bund der Steuer-
zahler auf den Plan gerufen, der die Verlängerung lautstark kri-
tisiert, weil das Gesetz ursprünglich darauf abzielte, das Steu-
erverfahren zu vereinfachen. Die Verlängerung der Aufbewah-
rungsfrist stehe dem aber entgegen, weil es damit für die Steu-
erzahler immer schwieriger werden würde, zu beurteilen, wann 
welche Unterlagen entsorgt werden können. 

· Rentenbezugsmitteilungen: Immer mehr Rentner müssen eine 
Steuererklärung abgeben. Allerdings ist die Berechnung des da-
für notwendigen Anpassungsbetrags oft schwierig und von den 
Rentnern selbst kaum zu leisten. Dadurch weichen die Eintra-
gungen in der Steuererklärung regelmäßig von den Daten ab, 
die die Rentenversicherungsträger an die Finanzverwaltung ge-
meldet haben, was wiederum zu Unklarheiten und Nachfragen 

KURZ NOTIERT 

Mindestlohnanstieg voraus-
sichtlich niedriger als erwartet 

Zum 1. Januar 2017 wird der gesetzliche 
Mindestlohn erstmals nach den Vorgaben 
der von Gewerkschaften und Arbeitgebern 
gebildeten Mindestlohnkommission an die 
Tarifentwicklung angepasst. Während 
eine erste Berechnung von Wirtschafts-
wissenschaftlern auf der Grundlage der 
Tarifentwicklung in 2014 und 2015 eine 
Erhöhung um 5,4 % auf 8,97 Euro ergab, 
legt ein Bericht der Süddeutschen Zeitung 
nahe, dass die Erhöhung nicht so hoch 
ausfallen wird. Demnach hat sich die Min-
destlohnkommission entschlossen, die 
Tarifentwicklung erst ab 2015 zu berück-
sichtigen, weil der Mindestlohn 2015 in 
Kraft getreten ist. Zusammen mit den 
Abschlüssen im ersten Halbjahr 2016 
ergäbe das einen neuen Mindestlohn für 
2017 in einer Größenordnung von 8,85 
Euro. 

 

Kinderfreibeträge in 2014 
verfassungswidrig niedrig 

Das Niedersächsische Finanzgericht hält 
den Kinderfreibetrag im Jahr 2014 gleich 
aus mehreren Gründen für verfassungs-
widrig und hat daher die Vollziehung ei-
nes Einkommensteuerbescheids aufgeho-
ben. Insbesondere habe die Bundesregie-
rung im Existenzminimumbericht das Exis-
tenzminimum eines Kindes in 2014 mit 
4.440 Euro angesetzt, die schon für 2014 
fällige Erhöhung um 72 Euro aber erst 
2015 umgesetzt. 

 

Medienberichterstattung 
schließt Selbstanzeige aus 

Die strafbefreiende Wirkung einer Selbst-
anzeige ist ausgeschlossen, wenn eine der 
Steuerstraftaten im Zeitpunkt der Selbst-
anzeige bereits ganz oder teilweise ent-
deckt war und der Steuersünder dies 
wusste oder damit rechnen musste. Das 
Oberlandesgericht Schleswig-Holstein ist 
hier zu dem Ergebnis gelangt, dass die 
Kenntnis der einschlägigen Medienbe-
richterstattung über den Ankauf einer CD 
mit Steuerdaten durch den Fiskus die 
strafbefreiende Wirkung der Selbstanzei-
ge zumindest dann ausschließt, wenn auf 
der CD Daten einer vom Steuersünder 
genutzten Bank vorhanden sind und dar-
über in den Medien berichtet worden ist. 
In einem solchen Fall musste der Steuer-
sünder nach Ansicht der Richter mit der 
Entdeckung seiner Straftat rechnen. 
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der Rentner nach der Steuerfestsetzung führt. Weil nur wenige 
Rentner die Möglichkeit kennen und nutzen, eine Bescheinigung 
der steuerrelevanten Daten bei ihrem Rentenversicherungsträ-
ger anzufordern, sollen die Rentenversicherungsträger diese Da-
ten künftig automatisch in verständlicher Form mitteilen. 

· Sozialleistungsbescheide: Der Bundesrat schlägt vor, dass die 
Sozialleistungsträger in ihren Bescheiden künftig auch die in der 
Steuererklärung einzutragenden Daten ausweisen sollen, insbe-
sondere bei Lohnersatzleistungen. Das würde den Leistungs-
empfängern das korrekte Ausfüllen der Erklärung erleichtern. 

· Steuerbescheinigungen: Nach geltender Rechtslage müssen 
Banken eine Steuerbescheinigung auf Papier ausdrucken und 
versenden. Hier schlagen die Länder vor, den Banken künftig 
auch eine elektronische Übermittlung der Steuerbescheinigung 
an ihre Kunden zu erlauben. 

· Nachweis von Krankheitskosten: Bisher gibt es eine ausdrück-
liche Aufzählung der medizinischen Maßnahmen, für die der 
Steuerzahler ein amtsärztliches Attest als Beleg für deren Not-
wendigkeit vorlegen muss. Diese Liste, ergänzt um Arznei- und 
Heilmittel der anthroposophischen Medizin, will der Bundesrat 
nur noch als beispielhafte Aufzählung beibehalten. Künftig sol-

len die Steuerzahler bei 
allen Maßnahmen, die ih-
rer Art nach nicht eindeu-
tig nur der Heilung oder 
Linderung einer Krankheit 
dienen können und deren 
medizinische Indikation 
deshalb schwer zu beur-
teilen ist, ein amtsärztli-
ches Attest vorlegen. 

· Ausländische Einkünfte: Weil bereits bei Spendenbescheini-
gungen und anderen Belegen die Belegvorlagepflicht in eine Be-
legvorhaltepflicht umgewandelt wird, schlägt der Bundesrat vor, 
dies auch für den Nachweis über die Höhe der ausländischen 
Einkünfte und Steuern zu übernehmen. 

· Prüfung und Vollstreckung: Weitere Änderungswünsche des 
Bundesrats betreffen die Handhabung und zentrale Vorfilterung 
von Kontrollmitteilungen aus dem Ausland sowie Regelungen zur 
Vollstreckung. Insbesondere soll die Möglichkeit zum Kontenab-
ruf auf alle Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis ausge-
weitet werden, also auch bei zu Unrecht erhaltenen Steuerver-
gütungen (Kindergeld etc.) greifen. ³ 

 

Neuordnung der Umsatzsteuerorganschaft 

Mit fünf Urteilen hat der Bundesfinanzhof mehrere Zweifels-
fragen zur Konzernbesteuerung im Umsatzsteuerrecht  geklärt. 

Eine Umsatzsteuerorganschaft führt steuerrechtlich zu einer Zu-
sammenfassung des Organträgers mit den von ihm abhängigen Or-
gangesellschaften. Der Organträger ist dann allein für den gesam-
ten Organkreis steuerpflichtig. Die Umsatzsteuerorganschaft ist 
vor allem für Unternehmensgruppen ohne Recht auf Vorsteuerab-
zug von großer Bedeutung, beispielsweise im Finanz-, Heil- und 
Pflegebereich. Durch die Organschaft können verbundene Unter-
nehmen in diesen Branchen untereinander umsatzsteuerfrei Leis-
tungen erbringen und vermeiden damit die Entstehung von Vor-

Investitionsabzugsbetrag bei 
wesentlicher Betriebserweiterung 

Bei einer wesentlichen Betriebserweite-
rung ist keine besondere Glaubhaftma-
chung der Investitionsabsicht für die Ge-
währung eines Investitionsabzugsbetrags 
notwendig. Auch wenn der Betrieb erst 
kurz zuvor gegründet wurde und bisher 
kaum Umsätze erzielt hat, sieht das Fi-
nanzgericht Rheinland-Pfalz keinen 
Grund, die strengeren Prüfungsmaßstäbe 
anzuwenden, die bei der Neugründung 
eines Betriebs anzuwenden sind. 

 

Verlustvortrag verfällt bei 
vorweggenommener Erbfolge 

Werden innerhalb von fünf Jahren mehr 
als 50 % des gezeichneten Kapitals an ei-
nen Erwerber übertragen, verfällt der 
bisher festgestellte Verlustvortrag. Dieser 
Untergang des Verlustvortrags greift nach 
Ansicht des Finanzgerichts Münster auch 
bei einer vorweggenommenen Erbfolge. 
Lediglich Erwerbe durch Erbfall oder Er-
bauseinandersetzung seien explizit ausge-
nommen. Zwar hat die Finanzverwaltung 
in einer Verwaltungsanweisung auch eine 
vorweggenommene Erbfolge ausgenom-
men, aber diese Ausnahme steht so nicht 
im Gesetz, meint das Gericht. 

 
Minderheitsgesellschaftern einer 
GmbH drohen Nachforderungen 

Um auch einem Minderheitsgesellschafter 
den Unternehmerstatus und damit die 
Befreiung von der Sozialversicherungs-
pflicht zu sichern, wurden in den letzten 
Jahren öfter Stimmrechtsbindungsverträ-
ge abgeschlossen. Diese Verträge schrie-
ben in der Regel ein Einstimmigkeitsprin-
zip für Beschlüsse der Gesellschafter vor 
und schufen so indirekt eine Gleichstel-
lung von Minderheits- und Mehrheitsge-
sellschaftern. Dieser Praxis hat das Bun-
dessozialgericht nun aber in drei Urteilen 
eine klare Absage erteilt. Zwar ist die 
Stimmrechtsbindung als Gestaltungsmittel 
nicht generell vom Tisch, aber sie muss 
im Gesellschaftsvertrag selbst verankert 
sein, um sozialversicherungsrechtlich 
wirksam zu sein. Ein separater Stimm-
rechtsbindungsvertrag, selbst wenn er 
notariell beglaubigt ist, könne gekündigt 
werden, meint das Gericht. Wenn die ge-
troffenen Vereinbarungen nicht den neu-
en Anforderungen des Bundessozialge-
richts genügen, drohen den betroffenen 
Minderheitsgesellschaftern daher spätes-
tens bei der nächsten Betriebsprüfung 
hohe Nachforderungen für Sozialversiche-
rungsbeiträge. 
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steuerbeträgen, die wegen des fehlenden Rechts auf Vorsteuerab-
zug nicht abziehbar wären. Mit insgesamt fünf Urteilen hat der 
Bundesfinanzhof nun Zweifelsfragen zur Umsatzsteuerorganschaft 
geklärt und dabei teilweise seine Rechtsprechung geändert. 

· Voraussetzungen: Der Bundesfinanzhof hält weiter daran fest, 
dass die Umsatzsteuerorganschaft eine eigene Mehrheitsbeteili-
gung des Organträgers an der Tochtergesellschaft voraussetzt, 
und dass außerdem im Regelfall eine personelle Verflechtung 
über die Geschäftsführung bestehen muss. Er lehnt es ausdrück-
lich ab, die Organschaft aus Gründen des EU-Rechts auf eng 
miteinander verbundene Personen zu erweitern. Eine Organ-
schaft zwischen Schwestergesellschaften bleibt also weiterhin 
ausgeschlossen. Damit bleibt es beim Erfordernis einer Beherr-
schung der Tochtergesellschaft durch den Organträger. 

· Tochterpersonengesellschaft: Entgegen der bisherigen Recht-
sprechung lässt der Bundesfinanzhof jetzt auch eine Organ-
schaft mit einer Personengesellschaft zu. Voraussetzung ist 
aber, dass die Gesellschafter der Personengesellschaft nur der 
Organträger und andere vom Organträger finanziell beherrschte 
Gesellschaften sind. Die bisherige Einschränkung der Organ-
schaft auf abhängige juris-
tische Personen war ge-
rechtfertigt, weil nur so 
einfach und rechtssicher 
über die Beherrschungsvo-
raussetzungen der Organ-
schaft entschieden werden 
kann. Bei einer juristi-
schen Person ist dies durch 
die rechtliche Ausgestal-
tung von Gesellschaftsgründung und Anteilsübertragung gewähr-
leistet. Demgegenüber lassen sich Personengesellschaften ohne 
Formzwang gründen und Gesellschaftsanteile ebenso formfrei 
übertragen. Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs rechtferti-
gen diese Unterschiede aber nicht den Ausschluss auch von 
Tochterpersonengesellschaften, an denen nur der Organträger 
und andere von ihm finanziell beherrschte Gesellschaften betei-
ligt sind. Die Beherrschung kann dann nicht in Frage gestellt 
werden. Damit erweitert sich der Kreis der in die Organschaft 
einzubeziehenden Tochtergesellschaften. Die neue Rechtspre-
chung, dass auch eine Personengesellschaft (GmbH & Co. KG) 
eine Organgesellschaft sein kann, hat der Bundesfinanzhof in 
einem weiteren Urteil noch einmal bestätigt. 

· Nichtunternehmer (Hoheitsträger): Entgegen einer aus dem 
EU-Recht abgeleiteten Sichtweise hält der Bundesfinanzhof da-
ran fest, dass der Organträger Unternehmer sein muss. Die Or-
ganschaft ist eine Vereinfachungsmaßnahme, die eine eigene 
Unternehmerstellung des Organträgers voraussetzt. Dies ist zur 
Verhinderung missbräuchlicher Praktiken unionsrechtlich gebo-
ten. Eine juristische Person des öffentlichen Rechts, die nicht 
unternehmerisch tätig ist, kann daher die Vorteile der Organ-
schaft in Form einer Nichtbesteuerung der von Tochtergesell-
schaften bezogenen Leistungen nicht in Anspruch nehmen. 

· Unternehmensübertragungen: Eine Umsatzsteuerorganschaft 
kann auch bei einer Unternehmensübertragung von Bedeutung 
sein. Eine Unternehmensübertragung ist als Geschäftsveräuße-
rung nicht steuerbar. Das setzt aber die Übertragung des ge-
samten Betriebs auf einen Erwerber voraus. Eine Aufspaltung 
des einheitlichen Unternehmens auf zwei Erwerber ist bei einer 

 

Chancen für ermäßigte Umsatz-
steuer auf elektronische Medien 

In der Antwort auf eine Anfrage aus dem 
Bundestag äußert sich das Bundesfinanz-
ministerium zu den Chancen für eine 
Gleichstellung von elektronischen mit 
gedruckten Medien. Danach verbietet das 
derzeit geltende EU-Recht einen ermäßig-
ten Umsatzsteuersatz für E-Books & Co. 
Die Bundesregierung setzt sich aber für 
eine Änderung der EU-Richtlinie ein und 
würde im Anschluss für alle Medien einen 
ermäßigten Umsatzsteuersatz einführen. 

 

Vertragliche Kaufpreisaufteilung 
ist maßgebend für Abschreibung  

Beim Kauf eines bebauten Grundstücks ist 
der Kaufpreis in den nicht abschreibbaren 
Anteil für Grund und Boden und den ab-
schreibbaren Anteil für das Gebäude auf-
zuteilen. Dazu hat der Bundesfinanzhof 
nun entschieden, dass eine vertragliche 
Aufteilung des Kaufpreises Vorrang vor 
der Aufteilungsmethode der Finanzver-
waltung hat. Laut dem Urteil ist eine ver-
tragliche Kaufpreisaufteilung von Grund-
stück und Gebäude dann maßgeblich für 
die Abschreibung auf das Gebäude, wenn 
sie nicht nur zum Schein getroffen wurde 
und keinen Gestaltungsmissbrauch dar-
stellt. Eine vertragliche Kaufpreisauftei-
lung spielt allerdings dann keine Rolle, 
wenn sie die realen Wertverhältnisse in 
grundsätzlicher Weise verfehlt und wirt-
schaftlich nicht haltbar erscheint. Dar-
über muss im Einzelfall das Finanzgericht 
auf der Grundlage einer Gesamtwürdigung 
der das Grundstück und das Gebäude be-
treffenden Einzelumstände entscheiden. 

 

Energetische Sanierung als 
anschaffungsnaher Aufwand 

Anschaffungsnahe Herstellungskosten sind 
wie der Kaufpreis über 50 Jahre abzu-
schreiben. Dazu zählen alle Aufwendun-
gen für die Instandsetzung und Moderni-
sierung innerhalb von drei Jahren ab An-
schaffung, wenn sie insgesamt 15 % des 
Kaufpreises übersteigen. Eine energeti-
sche Sanierung im Jahr nach der Anschaf-
fung sieht das Finanzgericht Nürnberg als 
Modernisierung an, weil dadurch der 
Wohnkomfort und die Wärmedämmung an 
moderne Standards angepasst werden. 
Das Argument, es handle sich um sofort 
abziehbaren Erhaltungsaufwand, hatte 
keinen Erfolg. Auch der Verweis auf die 
staatlich gewünschte Optimierung der 
Energieeinsparung blieb erfolglos. 
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bloßen Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern demgegenüber 
nicht begünstigt. Im Streitfall hatte ein Unternehmer im Wege 
der Generationennachfolge sein Unternehmen auf eine Be-
triebs- und eine Besitzpersonengesellschaft übertragen, deren 
Gesellschafter der Unternehmer und seine beiden Söhne waren. 
Nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist nur die Über-
tragung auf die Betriebsgesellschaft als Geschäftsveräußerung 
anzusehen, nicht aber die Übertragung auf die Besitzgesell-
schaft. Bei Annahme einer Organschaft wäre steuerrechtlich 
von einer Übertragung auf einen Erwerber auszugehen gewesen, 
so dass auch die Übertragung auf die Besitzgesellschaft steuer-
frei gewesen wäre. Zwischen Betriebs- und Besitzgesellschaft 
lag aber keine Organschaft vor. Diese scheiterte schon an der 
Notwendigkeit einer eigenen Mehrheitsbeteiligung. ³ 

 

Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen 
Die Finanzverwaltung hat im Streit um die Gewinnrealisierung 
von Abschlagszahlungen eingelenkt und verlangt nicht mehr, 
dass Abschlagszahlungen auf Werkleistungen sofort ergebnis-
wirksam erfasst werden. 

Ein Urteil des Bundesfinanzhofs über die Gewinnrealisierung von 
Abschlagszahlungen sorgte letztes Jahr für einigen Wirbel. In dem 
Urteil ging es um Abschlagszahlungen nach der Honorarordnung für 
Architekten- und Ingenieurleistungen (HOAI). Der Bundesfinanzhof 
entschied dazu entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung, dass 
erhaltene Anzahlungen für einzelne Leistungsphasen der HOAI, für 
die eine nachprüfbare Rechnung vorliegt, endgültig verdient sind. 

Damit wäre eine Bilanzierung 
einer teilfertigen Arbeit für 
einzelne abgeschlossene Leis-
tungsphasen der HOAI nicht 
mehr möglich. 

Die Finanzverwaltung wollte 
das Urteil allgemein anwen-
den, schoss dabei aber übers 
Ziel hinaus. In einem Schrei-

ben an die Bundesarchitektenkammer hatte das Bundesfinanzmi-
nisterium nämlich erklärt, das Urteil nicht nur auf Abschlagszah-
lungen auf Grundlage der HOAI anwenden zu wollen, sondern auf 
alle Abschlagszahlungen auf Werkleistungen. Das hätte zur Folge 
gehabt, dass alle bilanzierenden Unternehmen, die Abschlagszah-
lungen in Rechnung stellen, von dem Urteil betroffen wären. 

In dem Fall hätte sich zwar der Staat über deutliche Steuermehr-
einnahmen freuen können, aber auf Kosten der Rechtssicherheit 
und um den Preis zahlreicher neuer Finanzgerichtsverfahren. Nach 
dem Realisationsprinzip sind Gewinne nämlich nur dann zu berück-
sichtigen, wenn sie am Abschlussstichtag bereits entstanden sind. 
Bei Werkverträgen tritt die Realisation erst im Zeitpunkt des Ge-
fahrenüberganges, also im Zeitpunkt der Abnahme des Werkes ein. 
Eine davon abweichende Aktivierung von Forderungen würde also 
handelsrechtlichen Grundsätzen zuwiderlaufen. 

Darüber hinaus war die Ansicht des Fiskus auch vom Urteil des 
Bundesfinanzhofs nicht abgedeckt. Der hatte nämlich in der Be-
gründung für sein Urteil ausdrücklich festgestellt, dass es bei 
Werkverträgen grundsätzlich der Übergabe und der Abnahme des 
Werks durch den Besteller bedarf, um die handels- und steuer-
rechtliche Gewinnrealisierung herbeizuführen. Eine Ausnahme gel-

 

Unselbständige Gebäudeteile sind 
nicht selbstständig abschreibbar 

Gebäude gelten bei der Abschreibung zu-
sammen mit ihren unselbständigen Ge-
bäudeteilen als Einheit. Auch wenn die 
individuelle Nutzungsdauer eines be-
stimmten Gebäudeteils kürzer ist als die 
Nutzungsdauer des Gebäudes selbst, kann 
dieser Gebäudeteil nicht selbstständig 
abgeschrieben werden. Das Finanzgericht 
Bremen hat daher die separate Abschrei-
bung eines Dachgeschossumbaus ver-
wehrt, nachdem das Dachgeschoss spezi-
ell auf die Anforderungen des Mieters ent-
sprechend umgebaut wurde und über die 
15jährige Laufzeit des Mietvertrags abge-
schrieben werden sollte. 

 

Studienkosten der Kinder 
sind keine Betriebsausgaben 

Die Kosten für das Studium der eigenen 
Kinder können selbst dann nicht als Be-
triebsausgaben abgezogen werden, wenn 
sich die Kinder verpflichten, nach Ab-
schluss des Studiums für eine gewisse Zeit 
im Unternehmen der Eltern zu arbeiten. 
Weil Eltern unterhaltsrechtlich verpflich-
tet sind, die Kosten einer angemessenen 
Berufsausbildung ihrer Kinder zu tragen, 
sieht das Finanzgericht Münster auch eine 
private Veranlassung. Damit wären die 
Aufwendungen allenfalls gemischt veran-
lasst, können aber auch nicht anteilig 
abgezogen werden, weil es keinen geeig-
neten objektiven Aufteilungsmaßstab 
gibt. 

 

Auflösung eines Investitionsab-
zugsbetrags bei Betriebsaufgabe 

Der Vorläufer des Investitionsabzugsbe-
trags war die Ansparabschreibung in Form 
einer Rücklage in der Bilanz. Bei einer 
Betriebsaufgabe wirkte sich die Auflösung 
dieser Rücklage auch auf den Veräuße-
rungsgewinn aus. Der Investitionsabzugs-
betrag als auch die Hinzurechnung nach 
einer Investition oder die Rückgängigma-
chung des Abzugsbetrags werden dagegen 
allesamt außerhalb der Bilanz vorgenom-
men. Daher wirkt sich der Abzugsbetrag 
auch nicht auf den Veräußerungsgewinn 
aus. Das Finanzgericht Niedersachsen sah 
somit keinen Grund, warum für die Auflö-
sung des Abzugsbetrags die Steuerbegüns-
tigung für einen Veräußerungs- oder Auf-
gabegewinn zur Anwendung kommen soll-
te. Die Rückgängigmachung beziehe sich 
immer auf den Veranlagungszeitraum der 
Geltendmachung, nicht auf den Aufgabe-
zeitpunkt. 



 eichholz und partner     Rundschreiben   März 2016  6 

te nur, wenn die Wirkungen der Abnahme für das Entstehen der 
Forderung nicht durch Sonderregelungen, wie etwa eine Gebüh-
renordnung, modifiziert werden, wie es bei der HOAI der Fall sei. 
Damit wären nur bestimmte Branchen und Leistungen betroffen. 

Nach dem vehementen Protest verschiedener Verbände, darunter 
die Bundessteuerberaterkammer und der Deutsche Steuerberater-
verband, hat die Finanzverwaltung jetzt ein Einsehen gehabt und 
einen Rückzieher gemacht. Im Einvernehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder hat das Bundesfinanzministerium sein 
Schreiben wieder aufgehoben und will das Urteil jetzt nur noch 
auf ganz bestimmte Leistungen anwenden, die vom Urteil des 
Bundesfinanzhofs abgedeckt sind. 

Demnach gilt die vorgezogene Gewinnrealisierung nur noch für 
Abschlagszahlungen auf Leistungen nach der HOAI, die bis zum 17. 
August 2009 vertraglich vereinbart wurden. Außerdem ist das Ur-
teil erst ab 2015, also nicht rückwirkend anzuwenden. Die Be-
troffenen können den durch die neue Bilanzierung von Abschlags-
zahlungen im Jahr 2015 entstandene Gewinn gleichmäßig auf 2015 
und 2016 oder auf 2015, 2016 und 2017 verteilen. Somit herrscht 
wieder Rechtssicherheit, und für die meisten Unternehmen ändert 
sich Nichts bei der Bilanzierung von Abschlagszahlungen. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Mail an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

                                                                  

 

       eichholz und partner 

 

Rückwirkung von 
Rechnungsberichtigungen 

Ob eine Rechnungsberichtigung rückwir-
kend erfolgen kann, ist schon lange um-
stritten. Der Generalanwalt am Europäi-
schen Gerichtshof hat nun im Schlussan-
trag zu einem Verfahren, das diese Frage 
betrifft, klar Stellung bezogen. Seiner 
Meinung nach verstößt die deutsche Pra-
xis, nach der eine Rechnungsberichtigung 
keine Wirkung für die Vergangenheit hat, 
gegen EU-Recht. Das letzte Wort hat nun 
aber der Europäische Gerichtshof selbst. 

 

Versorgungsausgleichszahlungen 
als Werbungskosten 

Seit 2015 sind Ausgleichszahlungen beim 
Versorgungsausgleich als Sonderausgaben 
abzugsfähig. In einem Altfall hat das Fi-
nanzgericht Münster jetzt aber entschie-
den, dass zumindest vor der Neuregelung 
geleistete Ausgleichszahlungen für eine 
betriebliche Altersvorsorge auch als Wer-
bungskosten abziehbar sein können. Wenn 
dem Inhaber des Anspruchs ohne die Aus-
gleichszahlung bei Rentenbeginn geringe-
re Versorgungsbezüge zufließen würden, 
dient die Ausgleichszahlung der Erhaltung 
der eigenen Versorgungsansprüche. 


